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Landnahme für agrarische Exportrohstoffe
EU heizt Land Grabbing für Zuckerrohrplantagen  
in Kambodscha an

Land Grabbing oder Landnahme bezeichnet eine 
Entwicklung, in der sich internationale Investo-
ren von Agrarkonzernen über Banken und Pen-
sionskassen bis hin zu nationalen Eliten (oft ein 
undurchdringbarer Mix dieser Akteure) die Kon-
trolle über riesige Landflächen sichern. In Kam-
bodscha wurden so über 2 Millionen Hektar Land 
als sogenannte Economic Land Concessions (ELCs) 
an Investoren vergeben. Das entspricht der Hälfte 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Laut kambo-
dschanischen Menschenrechtsorganisationen sind 
mindestens 600.000 Menschen negativ von Land-
konflikten betroffen. Oft wird ihnen regelrecht der 
Boden zum Leben unter den Füßen weggerissen 
und ihr Menschenrecht auf Nahrung verletzt.

Fatale Entwicklungslogik

Regierung und Investoren stellen diese Landnahmen 
gerne als Strategien der Hungerbekämpfung und 
Entwicklung des ländlichen Raums dar. Im Fall der 
Zuckerrohrplantagen in Kambodscha werden brutale 
Landnahmen zusätzlich durch »entwicklungspoliti-
sche« Maßnahmen der Europäischen Union befeu-
ert. Seit 2009 kann kambodschanischer Zucker unter 
der so genannten Everything but Arms Handels
initiative (EBA, Alles außer Waffen) zollfrei in die EU 
importiert werden. Dadurch will die EU »die nach-
haltige Entwicklung in Bezug auf Wirtschaft, Gesell-
schaft und Umwelt in den Entwicklungsländern […] 
fördern – mit dem vorrangigen Ziel, die Armut zu 

beseitigen«. Zusammen mit den hohen Zuckerprei-
sen in der EU erzeugt dieses Instrument einen star-
ken ökonomischen Anreiz, Zuckerrohr in Kambod
scha für die EU anzubauen. Dieser Anreiz zeigt 
Wirkung. Er hat einen regelrechten Zuckerrohrboom 
in Kambodscha ausgelöst. Wenigstens 75.000 Hek-
tar Land wurden von internationalen Konzernen und 
nationalen Eliten für den Zuckerrohranbau zusam-
mengerafft. Die involvierten Konzerne haben mehr-
fach öffenlich bekannt, dass der zollfreie Markt-
zugang Grundlage ihres Geschäftsmodelles ist. 
Mittlerweile haben diese Konzerne, wie sicherlich 
auch der Zuckerkonzern Tate & Lyle in Großbritan-
nien, der fast den gesamten Zucker aus Kambodscha 
abnimmt, mit mehreren Millionen Euro von der EU-
Handelsinitiative profitiert. Letzterer wird aktuell von 
200 betroffenen Familien aus Kamboscha vor einem 
britischen Gericht verklagt.

Trotz Mitverantwortung von EU-Kommission 
und Bundesregierung …

Die brutale Kehrseite dieser Gewinne sind massive 
Menschenrechtsverletzungen. Die Zuckerrohrplanta-
gen in Koh Kong, Kampong Speu und Oddar Mean-
chey wurden im Zuge gewaltsamer Vertreibungen, 
Raub und Zerstörung von Ackerland und Gemein-
dewäldern, rechtswidriger Umsiedlungen, Verlust 
des Zugangs zu Wasser und Kriminalisierung von 
Menschenrechtsverteidigern angelegt. Lokale NGOs 
gehen davon aus, dass durch die Zuckerrohrplanta-
gen über 10.000 Menschen negativ betroffen sind. 
Kinderarbeit auf den Zuckerrohrfeldern ist keine Sel-
tenheit.

Die Hauptverantwortung hierfür liegt klar bei der 
Regierung in Kambodscha. Genauso klar ist jedoch 
die Mitverantwortung der EU und ihrer Mitglieds-
staaten. Menschenrechtlich bewertet hat die Bun-
desregierung als Vertragsstaat des internationalen 
Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte die Pflicht, »Schritte [zu] unternehmen, um 
die Wahrnehmung des Rechts auf Nahrung in ande-
ren Ländern zu achten, dieses Recht zu schützen«. 
Die Maastrichter Prinzipien interpretieren die extra-
territorialen Staatenpflichten weiterhin für alle »Situ-
ationen, […] bei denen Handlungen oder Unterlas-
sungen des Staates vorhersehbare Auswirkungen auf 
den Genuss der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechte nach sich ziehen, sei dies innerhalb 
oder außerhalb seines Territoriums«.
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… weigern sie sich zu handeln

Auswirkungen der Handelsinitiative im Zuckersektor 
sind deutlich und waren absehbar. Es ist ja erklärtes 
Ziel von EBA, solche Industriezweige zu fördern oder 
gar zu schaffen: Vor 2009 gab es keine Zuckerindust-
rie in Kambodscha. Große nationale und internatio-
nale Zuckerkonzerne richten ihre Produktionsstrate-
gien explizit auf den Anbau in Kambodscha und den 
Verkauf nach Europa aus. Der kausale Zusammen-
hang zwischen EBA und den Zuckerrohrplantagen 
ist daher deutlich und auch von EU-Kommission und 
Bundesregierung, die 2011 zu einer Positionierung 
angefragt wurden, unbestritten.

Seit 2010 fordern kambodschanische und euro-
päische NGOs die für einen solchen Fall in der EBA-
Verordung selbst vorgesehene Untersuchung der 
Menschenrechtsverletzungen und damit die Prü-
fung der Möglichkeit eines temporären, sechsmona-
tigen Aussetzens der Handelspräferenzen für Zucker. 
Mittlerweile hat auch das Europäische Parlament mit 
einer Resolution diese Forderung gestellt. Dies lässt 
die EU-Kommission und Bundesregierung jedoch 
kalt. Sie verweisen auf bilaterale Gespräche und 
zweifelhafte Anstrengungen der kambodschanischen 
Regierung um »Auswüchse der Vergabe von ELCs zu 
unterbinden«.

Im Sinne der oben genannten Maastrichter Prin-
zipien hat auch diese Unterlassung einer Untersu-
chung vorhersehbare Auswirkungen. Ein mögliches 
temporäres Aussetzen der Handelspräferenzen für 
Zucker hätte nach Einschätzungen von NGOs in 
Kambodscha großes Potential, zu einer Verbesserung 
der dramatischen Situation der Betroffenen vor Ort 
beizutragen. Der Druck auf Konzerne und die Regie-
rung, sich aktiv mit den Foderungen der Betroffenen, 
die sich zum Sugar Justice Network zusammenge-
schlossen haben, auseinaderzusetzen und eine men-
schenrechtlich akzeptable Lösung zu finden, wäre 
sicherlich groß.

»Marktzugang« in Zeiten von  
Land Grabbing und explodierenden Kosten 
für Nahrungsmittelimporte

Viele NGOs haben in den vergangenen Jahren dafür 
gekämpft, dass Entwicklungsländer einen einfachen 
Zugang zum europäischen Markt bekommen. In die-
sem Sinne hat EBA als »non-reziproke« Handelsprä-
ferenz für die ärmsten Länder (LDCs) sicherlich das 
Potential diesen Ländern zu nutzen. In Zeiten von 
Land Grabbing, Agrartreibstoffen und Bioökonomie 
gepaart mit explodierenden Kosten für Nahrungsmit-
telimporte der ärmsten Länder ist eine Differenzie-
rung dieser Logik aber gerade im Agrarsektor drin-
gend notwendig.

Auch wenn beim internationalen Agrarhan-
del Kleinbauern niemals das Gros der Gewinne 
abschöpfen, gibt es für sie sicherlich einige Nischen, 
in denen sie Chancen haben, von niedrigen Zoll-
barrieren mit zu profitieren. Dies kann man jedoch 
bei riesigen Soja-, Zuckerrohr- oder Maismonokul-
turen ausschließen, auch das zeigen Kambodschas 
Zuckerrohrplantagen. Ehemalige Bauernfamilien, 
deren Reisfelder und Bananenplantagen zerstört 
wurden, sind nun abhängige Tagelöhner. Sie wis-
sen oft am Morgen nicht, ob sie für diesen Tag eine 
Arbeit haben. Als sich beispielsweise im Dezember 
2012 die Zuckerrohrernte um zwei Wochen ver-
schob, litten 80 Prozent der Vertriebenen des Dorfes 
Piz in Kampong Speu, die nun am Rand der Plantage 
leben, bitteren Hunger. Früher konnten sie ihr Recht, 
sich selbst zu ernähren, wahrnehmen.

Letztendlich müsste einem Handelsinstrument 
wie EBA genauso wie bei allen bilateralen Handels-
abkommen eine menschenrechtliche Folgenprog-
nose vorausgehen, um Auswirkungen gerade auf die 
armen und diskriminierten Bevölkerungsgruppen 
detailliert abzuschätzen. Dazu fehlt, wie die aktuel-
len Verhandlungen zum Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und Zentralamerika verdeutlichen, in 
Deutschland und bei der EU-Kommission jedoch der 
politische Wille.
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